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1
TOP 1 - Begrüßung und Bestätigung der Tagesordnung
· Herr Bozkurt eröffnet die Sitzung und begrüßt die anwesenden Mitglieder und Gäste.
· Gemäß § 12 Abs. 3 der Geschäftsordnung (GO) ist die Teilnahme des Vorsitzenden oder einer Stellvertretung sowie von mindestens 15 stimmberechtigten Mitgliedern erforderlich.
· Die Tagesordnung wird bestätigt. 
· Frau Braunert-Rümenapf hat noch einen Punkt für Aktuelles eingebracht:
[bookmark: _Hlk237005542]Kurzer Bericht zum Stand der Reform-Diskussion zur Eingliederungshilfe auf Bundesebene aus Perspektive des Landes.
· Für die LIGA wurde durch Frau Schütz noch folgender Punkt eingebracht: 
Weiterer Austauschbedarf zum neuen ZLP-Formular (Ziel- und Leistungsplanung)
· Der TOP „Wiedervorlage“ soll aus organisatorischen Gründen vorgezogen werden.
· Frau Loos fragt nach, ob unter „Aktuelles“ auch Neues aus dem Steuerungskreis berichtet wird. Da Herr Klatt heute krankheitsbedingt nicht teilnehmen kann, entfällt dies heute.


TOP 2 - Beschluss des Protokolls der Sitzung vom 27.02.2026
· Das Protokoll ist den Teilnehmenden am 17.04.2026 zugegangen.
· Ein von Frau Uelze übermittelter Änderungswunsch wurde übernommen und den Mitgliedern am 12.05.26 übersandt. Ein Änderungswunsch von Frau Loos wurde den Mitgliedern am 03.06.26 übersandt.
· Das Protokoll wird ohne weitere Änderungswünsche angenommen. 

Vorgezogen: TOP 7 – Wiedervorlage
· Beschäftigungs- und Förderbereich – Nachlieferung von Schulabgangszahlen; Austauschformat 
· Frau Loos teilt mit, dass es dazu noch keine Neuigkeiten gibt. Der Punkt soll in der nächsten Sitzung noch einmal angesprochen werden.

· Abschaffung der Widerspruchsbeiräte – mögliche Alternativen
· Der Ausschuss Arbeit und Soziales hat am 28.05.26 die Abschaffung beschlossen. Das Thema noch vor der Sommerpause im Plenum des Abgeordnetenhauses abschließend beraten werden.
· Der Landesbeirat hält an seiner Stellungnahme vom 04.12.25 gegen die Abschaffung der Widerspruchsbeiräte fest. Es wird weiterhin eine Clearingstelle nach dem Vorbild in Sachsen als beste Lösung erachtet.

· SenASGIVA hält den Bürger- und Polizeibeauftragten nach wie vor für eine gute Alternative. Mit der Struktur der Clearingstelle in Sachsen soll sich aber noch einmal intensiver befasst werden.
· Finanzielle Mittel für die Einrichtung einer gesonderten, erst einzurichtenden Clearingstelle stehen im Haushalt 26/27 bisher nicht zur Verfügung.
· Wegen der bevorstehenden Wahl müssten sich die Interessensvertretungen für die Realisierung einer Clearingstelle dann auch an die zukünftige Regierung wenden.

Vorgezogen aus TOP 6 – Aktuelles: Weiterer Austauschbedarf zum neuen ZLP-Formular (Ziel- und Leistungsplanung)
· Eingebracht durch Frau Schütz
· Die bisherige Einbeziehung in die Entwicklung des neuen Formulars wird gewürdigt. Mit der aktuellen Testversion sei man aber nicht einverstanden, da sie nach Auffassung der LIGA Widersprüche zum vereinbarten Leistungserbringungsrecht enthalte. Es wird um weitere Beratung und Abstimmung gebeten. Gemeinsame Fortbildungen von LIGA- und Verwaltungsmitarbeitenden könnten hilfreich sein. Frau Stenger ergänzt dazu, dass es bereits solche Angebote gibt.
· Frau Loos ergänzt, dass um die Bereitstellung eines barrierefreien ZLP-Formulars gebeten wird. 
· Herr Heinisch teilt mit, dass an der Umsetzung einer barrierefreien Variante nach der inhaltlichen Fertigstellung des Formulars gearbeitet werden wird. Gegenwärtig laufe die technische und fachliche Prüfung. Änderungswünsche können noch eingearbeitet werden. Die ZLP gilt nur für Leistungsanbieter, die bereits ein neues Konzept eingereicht haben.
· Frau Stenger sieht es kritisch, dass jetzt schon wieder ein neues Formular eingeführt wird.
· Die Frage, wie weit die Entwicklung der ZLP für den Kinder- und Jugendbereich ist, wird Herr Hilke an die AG Menschen mit Behinderungen der SenBJF weiterleiten.



TOP 3 - § 94 Absatz 5 SGB IX - Erfahrungsaustausch zwischen Bund und Trägern der Eingliederungshilfe - Einbeziehung der Verbände der Leistungserbringer und der Verbände für Menschen mit Behinderungen
· Eingebracht von Herrn Seerig
· Das Gremium zum Erfahrungsaustausch war dem Landesbeirat bis jetzt nicht bekannt.
· Es stelle sich folgende Fragen: 
Gibt es dieses Gremium?
Nimmt Berlin daran teil?
Wenn ja, warum wird der Landesbeirat nicht beteiligt?
· Herr Bozkurt und Herr Heinisch nehmen dazu kurz Stellung: 
Es gibt dieses Gremium, welches regelmäßig tagt. Es ist ein Gremium, das von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz eingerichtet wurde und demgemäß der Vorsitz beim jeweiligen Vorsitzland liege (derzeit Hessen). Von der Seite der Verbände ist der Deutsche Behindertenrat (DBR) beteiligt. Fragen zu dem Gremium sollten deshalb an den DBR gerichtet werden. Auch die KBB, die Konferenz der Behindertenbeauftragten der Länder, nimmt teil. Die nächste Bund-Länder AG wird in Wiesbaden stattfinden.
· Herr Seerig schlägt vor, dass in den Sitzungen des Teilhabebeirats regelmäßig von der Bund-Länder AG berichtet wird.
· Herr Helbing ergänzt, dass es wichtig ist, auch Menschen mit Hörbeeinträchtigungen in der AG zu berücksichtigen und fragt, ob dies auch umgesetzt wird.

TOP 4 - Auswärtige Leistungserbringung – Vorstellung der Studienergebnisse durch Herrn Dr. Engels 
· Herr Sahin führt kurz in das Thema ein:
Von ca. 30.000 leistungsberechtigten Menschen (für Leistungen der Eingliederungshilfe, insbesondere besondere Wohnformen) erhalten ca. 3.000, also 10%, die Leistungen außerhalb von Berlin. Deshalb hat die SenASGIVA eine Studie in Auftrag gegeben, um die Gründe hierfür herauszufinden und eventuell Maßnahmen zu entwickeln. So soll vermieden werden, dass Betroffene gegen ihren Wunsch in andere Bundesländer umziehen müssen und bereits verzogene ggf. wieder in Berlin versorgt werden können.
· Herr Dr. Engels stellt die Ergebnisse der Studie vor:
Untersuchungsauftrag war, die Gründe der auswärtigen Leistungserbringung zu ermitteln und zu analysieren, betroffene Zielgruppen zu identifizieren, fehlende Leistungsangebote innerhalb Berlins zu identifizieren sowie Empfehlungen zur besseren Beratung der leistungsberechtigten Personen im Vorfeld und zur Schaffung von passgenauen, personenzentrierten Angeboten zu entwickeln.
· Für die Studie erfolgte die Auswertung statistischer Daten der Senatsverwaltung für Soziales. Grundlage der weitergehenden Untersuchung bildeten Online-Befragungen der Leistungserbringer in Berlin und außerhalb von Berlin sowie 
Interviews mit leistungsberechtigten Personen und Fokusgruppen-Gespräche mit Expert*innen (Teilhabefachdienste der Bezirke, Jugendämter, Psychiatrie- und Suchtkoordination (QPK), Lotse Berlin (Beratung zu Unterstützten Wohnangeboten in Berlin)) durchgeführt.
· Die Zahl der Leistungsbeziehenden ist seit 2020 nur wenig gestiegen (+5%).
· Im Jahr 2020 wurden 74% der Leistungen in besonderen Wohnformen erbracht, im Jahr 2025 lag dieser Anteil bei 64%. Die Assistenz in Privathaushalten hat dagegen zugenommen.
· Die Ausgaben für außerhalb Berlins erbrachte Leistungen der EGH sind allerdings von 10,5 Mio. Euro im Jahr 2020 um 34% auf 14,0 Mio. Euro im Jahr 2025 gestiegen. Auf Leistungen in besonderen Wohnformen entfallen knapp 70% dieses Betrags.
· Etwa die Hälfte der Menschen erhält Leistungen der Beschäftigung und Tagesstruktur. Diese werden in der Regel zusätzlich zu den Assistenzleistungen gewährt. Der Anteil Beschäftigter in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen ist leicht gesunken von 29% auf 26%.
· Die Formen der Beeinträchtigung sind komplex, da bei den Menschen oft mehrere Formen von Beeinträchtigungen vorliegen. Geistige Beeinträchtigungen liegen bei 57% der Leistungsbeziehenden vor, seelische Beeinträchtigungen liegen bei 59% vor und körperliche Beeinträchtigungen bei 16%. 
· Die Personen sind nach Alter und Geschlecht ungleich verteilt: 282 Menschen (9%) sind junge Erwachsene, 1.201 Menschen (40%) sind im mittleren Erwachsenenalter und 1.557 Menschen (51%) sind mindestens 50 Jahre alt. Männlich sind 1.900 (63%) und weiblich 1.100 Menschen (37%). 
· Die Leistungsbeziehenden sind über ganz Deutschland verteilt. Die meisten beziehen Leistungen in Brandenburg (40%), gefolgt von Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Bayern (um 10%). 
· Die Bedarfslage lässt sich an der Spezialisierung der besonderer Wohnformen ablesen. Die meisten Leistungserbringer sind auf psychische Auffälligkeiten (32 Leistungserbringer), 24-Stunden-Betreuung (26), Störungen im Autismusspektrum (21) und erhöhten Pflegebedarf (20) eingestellt.
· Als angebotsbezogene Gründe für eine auswärtige Leistungserbringung werden am häufigsten genannt: für spezifischen Bedarf unzureichende Versorgungskapazitäten in Berlin, unzureichende Versorgungskapazitäten in Berlin im Allgemeinen und unzureichender oder zu teurer Wohnraum in Berlin. Personenbezogene Gründe sind der Wunsch nach Distanz zum sozialen Umfeld in Berlin, der Wunsch nach Verbleib im gewohnten Umfeld außerhalb von Berlin, die Rückkehr in die frühere Heimat sowie ein komplexer Hilfebedarf.
· Die meisten Leistungserbringer sehen keine Veränderung in den letzten Jahren. Einige sehen folgende Veränderungen: Die Altersgruppe wird immer jünger; der Anteil an psychischen Beeinträchtigungen in Verbindung mit kognitiven Beeinträchtigungen nimmt zu. Herausforderndes Verhalten sowie Erfordernisse an eine reizarme (überschaubare) Umgebung gewinnen an Bedeutung. Es kommen viele Anfragen für Klienten mit herausforderndem Verhalten und Bedarf an geschlossener Unterbringung.
· Die meisten Leistungsbeziehenden leben bereits seit vielen Jahren außerhalb von Berlin und möchten ihre derzeitige Wohn- und Lebenssituation beibehalten (79%). Nur von 3% ist bekannt, dass sie lieber in Berlin wohnen würden. 
· Mit 20 Leistungsbeziehenden konnten Interviews geführt werden. 
· Zum Befragungszeitpunkt entspricht die auswärtige Leistungserbringung bei den teilnehmenden Personen meist den eigenen Wünschen. 
· Die Gründe für den Wegzug sind vielfältig und reichen von persönlichen Präferenzen, familiären Veränderungen bis hin zu fehlenden Angeboten in Berlin. 
· Einige Leistungsbeziehende wurden in die Entscheidungsfindung einbezogen, andere berichten von fremdbestimmten Entscheidungen durch Eltern, gesetzliche Betreuer*innen, Einrichtungen oder Gerichte. 
· Manche Interviewte äußern einen Rückkehrwunsch, andere sind eher ambivalent oder ablehnend. Rückkehrwünsche bestehen wegen sozialer Kontakte, städtischer Angebote und persönlicher Bindung an Berlin. Voraussetzung dafür wären aber bezahlbarer Wohnraum, geeignete Assistenzleistungen, barrierefreie Angebote, eine reizarme Umgebung und eine bedarfsgerechte Tagesstruktur.
· Die Gespräche der Fokusgruppen mit Vertreter*innen von Jugendämtern, Teilhabefachdiensten, Psychiatrie- und Suchtkoordination sowie LOTSE Wohnberatung ergaben folgende Ergebnisse: Die auswärtige Leistungserbringungen erfolgt meist aus einem Zusammenspiel von individuellen Wünschen, strukturellen Angebotslücken und zeitkritischer Versorgungsnotwendigkeit.
· Besonders betroffen sind nach dieser Einschätzung junge Erwachsene im Übergang zwischen Jugend- und Eingliederungshilfe, Menschen mit Autismus-Spektrum-Störung, mit schweren psychischen Erkrankungen, Sucht, Doppeldiagnosen, mit hohem pflegerischen Bedarf sowie Personen in komplexen Lebenslagen.
· Was nach Aussage der Expert*innen in Berlin fehlt, sind eine rund um die Uhr verfügbare und multiprofessionell angebundene Assistenz, Angebote im Kinder- und Jugendbereich, Übergangs- und Kriseneinrichtungen, geschützte Wohnformen, Schnittstellen zwischen Hilfesystemen insbesondere zur medizinischen Suchthilfe sowie bezahlbare Wohnungen.
· Aus der Untersuchung lassen sich folgende Empfehlungen ableiten:
· Strategische Weiterentwicklung der Angebotsstruktur für komplexe Bedarfslagen.
· Unterstützungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen bzw. deren Familien im Vorfeld verbessern.
· Steuerungs- und Koordinationsfunktionen auf Bezirksebene und bezirksübergreifend etablieren, um passende Angebote in Berlin zu finden.
· Datenlage: Monitoring und regelmäßige Auswertung zu Formen der Beeinträchtigung, soziodemografische Merkmale, spezifische Bedarfe der Personen mit auswärtiger Leistungserbringung.
· Evaluation und Weiterentwicklung: Die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Angebotsentwicklung sollte regelmäßig evaluiert und im Berliner Steuerungskreis für die Eingliederungshilfe diskutiert werden. 
· Verzahnung mit anderen Berichtssystemen im Sozial- und Gesundheitsbereich, 
z.B. mit Psychiatriebericht und sozialräumlich differenzierter Sozialberichterstattung. 
· Frau Schütz ergänzt, dass es aus Sicht der Leistungserbringer in Berlin eine bessere Steuerung und mehr Angebote braucht, in denen eine 24-Stunden-Betreuung jeden Tag gewährleistet werden kann.
· Auf Nachfrage erläutert Herr Dr. Engels noch Folgendes:
· Der Name der Studie wurde geändert, so dass jetzt nicht mehr das Wort „Unterbringung“ verwendet wird. Dies war im Arbeitstitel der Studie der Fall. Die Studie heißt jetzt „Gründe für die Leistungserbringung der Eingliederungshilfe außerhalb Berlins“
· Es liege keine Zahlen vor, wie viele Menschen geschlossen untergebracht sind.
· Es wurde gezeigt, dass die Kosten insgesamt gestiegen sind und dass der Großteil der Kosten für besondere Wohnformen anfällt. Trotzdem sind die anfallenden Kosten höchstwahrscheinlich oft günstiger als in Berlin.
· Bezgl. der Unterscheidung von kognitiver Beeinträchtigung und Lernschwierigkeiten erklärt Dr. Engels, dass diese Unterscheidung von einigen Leistungserbringern aufkam. Herr Sahin ergänzt, dass Lernschwierigkeiten im SGB VIII und im Kinder- und Jugendbereich als Bedarfe anerkannt, in der Eingliederungshilfe für Erwachsene aber kein Kriterium für eine wesentliche Behinderung sind. Für Erwachsene sind die kognitiven, bzw. geistigen Beeinträchtigungen relevant. Eine Unterscheidung nach reversibler kognitiver Beeinträchtigung und Intelligenzminderung fand nicht statt.
· Die Altersstruktur wurde regional nicht weiter unterschieden.
· Die Kontaktdaten der Interviewpersonen wurden durch die Leistungserbringer zur Verfügung gestellt.
· Aktuell gibt es keine im Ausland lebenden Leistungsbeziehenden. Daten über Anträge hierzu werden nicht erfasst.
· Fokusgruppen mit Eltern im Hinblick zu Aussagen zu einer Fremdbestimmung wurden nicht veranstaltet; dies könnte ggf. Gegenstand einer weiteren Untersuchung sein. Die Aussagen aus den Interviews sind allerdings auch nicht als repräsentativ anzusehen.
· Es wurde versucht, Krankenhaussozialdienste zu befragen, dafür wurden 80 Krankenhäuser angeschrieben. Es hat sich kein Dienst zurückgemeldet.


Pause

TOP 5 - Information zum Zukunftsmodell für die Eingliederungshilfe- Organisationsuntersuchung
· Herr Hilbold stellt das Vorhaben vor. Das Modell stellt keine Bewertung dar, sondern ein Abbild über die Situation, aus der mögliche Handlungsempfehlungen abgeleitet wurden, um Verbesserungen für die Menschen mit Leistungsanspruch zu erreichen.
· Es wurde ein Gutachten für den Bereich der Organisationsformen der Eingliederungshilfe für Erwachsene in Auftrag gegeben.
· Die drei verschiedenen Organisationsmodelle (Dezentralisierung – Status Quo – Vollbündelung) wurden hinsichtlich sechs Bereiche (z.B. Service, Steuerung, Wirtschaftlichkeit) untersucht.
· Fazit dieser Gegenüberstellung der Modelle ist, dass eine Vollbündelung der Eingliederungshilfe die effizienteste Form darstellt.
· Zusätzlich kommen die Erkenntnisse aus der Verwaltung:
· Vielzahl agierender Akteure hoher Schnittstellenaufwand
· Zahlreiche strukturelle Hürden im Zusammenwirken
· Vorhandene Datenstruktur nicht ausreichend für Steuerung
· Finanzwirkungssystematik wirkt nicht
· Großer Bedarf an strategischer Konzeption und Steuerung  
· Leistungsangebote oft nicht bedarfsgerecht und/oder sozialraumnah
· Rückmeldungen der Leistungsempfänger*innen sind folgende:
· Vielzahl sehr unterschiedlich agierender Akteure
· Zahlreiche strukturelle Hürden beim Zugang zu Leistungen
· Zu lange Bearbeitungszeiten
· Entbürokratisierungs- und Modernisierungsnotwendigkeit von Antrags-, Gewährungs- und Leistungssteuerungsverfahren
· Leistungsangebote oft nicht bedarfsgerecht und/oder sozialraumnah
· Prognosen für die nächsten Jahre sagen 18% Zunahme bei den Fallzahlen, 54% Zunahme bei den Kosten und 27,5% weniger Personal voraus.
· Eine Transformation des Systems der Eingliederungshilfe ist für eine bedarfsgerechte Leistungserbringung zwingend erforderlich. Übergeordnetes Ziel ist eine nachhaltige Absicherung aller Unterstützungsleistungen, die zur selbstbestimmten Teilhabe notwendig sind.
· Das Berliner Modell der Eingliederungshilfe sieht ein Zentrum der Teilhabe vor, in dem die bürokratischen und administrativen Prozesse gebündelt sind. Sozialraumnah soll es weiterhin eine Beratung über die Teilhabefachdienste geben.
· Ziele des Berliner Modells:
· Einheitliche Standards + sozialraumnahe Umsetzung
· Lokale sozialpädagogische Aufgaben werden im Bezirk gestärkt
· Zentrale Steuerungs- und Unterstützungsprozesse
· Digitalisierung als verbindendes Element
· Steigerung der Effektivität und der Effizienz
· Das Zentrum der Teilhabe soll im Sinne der Kundenorientierung analoge und digitale Zugangsmöglichkeiten bieten und sämtliche Prozesse wie Antragstellung, Abrechnung, Leistungsbescheide und Leistungsnachweise digital und medienbruchfrei ermöglichen. Es soll ein effizientes Terminmanagement sowie eine vorläufige Bedarfsfeststellung gewährleistet werden. 
· Die sozialräumliche Eingliederungshilfe in den Bezirken umfasst dann die Bedarfsvervollständigung, die Fall- und Versorgungssteuerung, die sozialraumintegrierende Bedarfsplanung und die sozialraumaktivierende Versorgungsplanung.
· Die Eingliederungshilfe steht unter massivem Druck und die Prognosen weisen eine deutliche Steigerung der Herausforderungen auf, deshalb erscheint eine Strukturreform unumgänglich.
· Für die erfolgreiche Umsetzung des Vorhabens ist die Beteiligung von Interessensvertretungen und Mitarbeiter*innen der verschiedenen Verwaltungen notwendig. Dafür sind zwei verschiedene Formate geplant. Es wird im Rahmen der Reformwerkstatt und eines Dialogprozesses jeweils mehrere Workshops geben. 
· Ziel ist die Erarbeitung eines Abschlussberichts im November, die Verankerung des Projekts im neuen Koalitionsvertrag und ein Senatsbeschluss.
· Von den Verbändevertretungen wird gebeten, diese vollumfänglich an dem Projekt zu beteiligen, da diese über viel nützliche Expertise verfügen.
· Frau Loos weist darauf hin, dass es hinsichtlich einer angestrebten Sozialraumorientierung keine verfügbaren Daten/Übersichten gibt, welche Angebote für welche Leistungsbeziehende es in den Bezirken gibt. Eine Aufwandsentschädigung für die Teilnahme von Interessensvertretungen an Workshops oder Dialogen wäre wünschenswert.
· Auf Nachfragen erklärt Herr Hilbold noch Folgendes:
· Die z.T. geäußerte Skepsis bezüglich der Umsetzung des Vorhabens wird nachvollzogen. Aufgrund der bestehenden Herausforderungen und der Notwendigkeit einer Neuorganisation besteht trotzdem Zuversicht, dass das Projekt gelingt.
· Bezüglich der Datenverarbeitung reicht keine Optimierung, sondern es muss eine neue Struktur entwickelt werden.
· Eine Vernetzung und Einbeziehung aller Prozesspartner, wie z.B. der Leistungserbringer, wird selbstverständlich angestrebt.


TOP 6 - Aktuelles/Sonstiges
•  Bericht zur Expansionsphase des Projekts „Kiez inklusiv! leben – Teilhabeorientiertes    Sozialraummanagement
· Das Thema wurde durch den Landesbeirat mit konkreten Fragen eingebracht, die von Frau Seiberl beantwortet werden.
· Zur Einschätzung der bisherigen Erfahrungen in der anbahnenden Zusammenarbeit zwischen den Teilhabefachdiensten und dem Projekt:
· Personelle Engpässe auf Seiten der Teilhabefachdienste (THFD) und Arbeitsbelastung u. a. durch den Umsetzungsprozess des Öffentlich-rechtlichen Vertrags verlangsamen die Zusammenarbeit. 
· Erleichtert wird sie durch Standortkoordinator*innen als feste Ansprechpersonen im THFD, da diese für das Thema Sozialraumorientierung deutlich mehr Ressourcen als Fachbereichsleitung und Gruppenleitung haben. 
· Von Seiten der Fachstelle wird die Zusammenarbeit in der Expansionsphase besser strukturiert: Pro Bezirk gibt es gemeinsam mit Projektträger und THFD aufgesetzte Schriftstücke. Diese stellen Transparenz her über Arbeitsweise, Zuständigkeit, gemeinsame Kooperationsanlässe im Sinne von Modellen der Zusammenarbeit, sowie vereinbaren erste konkrete Umsetzungsschritte. Das hat sich als förderlich erwiesen. 
· Erprobt wird die wöchentliche Präsenz eines Inklusionsberaters im Bezirksamt (aktuell in Spandau). Die räumliche Nähe wirkt vor allem angesichts hohen Zeitmangels im THFD kontaktfördernd und ermöglicht niedrigschwelligen fachlichen Austausch in der Kaffeepause. Zudem erfolgt in einigen Bezirken eine regelmäßige Einbindung in Teamsitzungen u.a. für einen Input über sozialräumliche Ressourcen. 

Aufgrund der fortgeschrittenen Zeit wird die Beantwortung der folgenden Fragen schriftlich für das Protokoll nachgereicht:
· Wie sind die bezirklichen Behindertenbeauftragten, bezirklichen Beiräte für MmB sowie die bezirklichen Teilhabebeiräte eingebunden?
· Zwei bezirkliche Behindertenbeauftragte sind im Begleitgremium des Projekts, Frau Ehrlichmann aus Friedrichshain-Kreuzberg bereits seit der Pilotphase. 
Insgesamt wird eine enge Zusammenarbeit mit den bezirklichen Behindertenbeauftragten angestrebt. 
· Das Projekt wurde sowohl im bezirklichen Behindertenbeirat als auch im Teilhabebeirat in Friedrichshain-Kreuzberg vorgestellt. Ebenso im bezirklichen Teilhabebeirat in Charlottenburg-Wilmersdorf auf Anfrage des THFD. Grundsätzlich bemüht sich der Projektträger VskA um eine breite Gremienabdeckung.
· Ziel ist es, vorhandene Strukturen wirksam zu nutzen, Synergien auszubauen und gemeinsame Veränderungsprozesse im Sinne der Menschen mit Behinderungen zu unterstützen.
· Wie fließen die Empfehlungen zur Sozialraumorientierung (Beschluss 01/I/2021) in Zielsetzung und Ausgestaltung des Projekts ein?
· Grundsätzlich: 
Die in den Empfehlungen formulierte Haltung „Wille des Leistungsberechtigten“ als zentraler Bezugspunkt sowie die Vernetzung und kooperativer Umgang aller Akteure als Grundlage für eine am Willen ausgerichtete und passgenaue Unterstützung entsprechen der Arbeitsweise des Projekts. 
· Auf drei Empfehlungen soll spezifisch eingegangen werden: 
Empfehlung Nr. 3 „Alle lokalen professionellen und nicht-professionellen Akteure sind wichtige Bestandteile einer leistungsrechtlichen Unterstützung…“ 
Es gibt engagierte Leistungserbringer, die das Projekt in ihre Räume einladen. Hier kommen Klient*innen mit Inklusionsberater*innen ins Gespräch über Barrieren und Bedarfe, aber vor allem über Möglichkeiten im Kiez. Auch der THFD wird bei einem inklusiven Unterstützungsarrangement beraten; niedrigschwellige Anlaufpunkte, Vereine und Verbände im Kiez werden dem THFD vorgestellt und ggf. Leistungsberechtigte in inklusive Settings begleitet.
Empfehlung Nr. 4 „Eine territoriale Aufteilung größerer lokaler Einheiten dient dazu, das fachliche Handeln (im obigen Sinne) zu unterstützen.“ 
Inzwischen sind fast alle THFD nach sozialräumlichen Gesichtspunkten aufgeteilt. Spandau strebt eine sozialräumliche Aufteilung an. Das Projekt kann helfen, nach einer territorialen Aufteilung die Zuständigkeitsräume besser kennenzulernen, den territorialen Aufteilungsprozess punktuell zu unterstützen, bzw. ihn zu motivieren. 
Empfehlung Nr. 7 „Die Bezirke gründen Werkstätten, die gemeinsam und agil mit lokalen Akteuren (…) im Sozialraum Modelle entwickeln und erproben…“
Das Projekt wirkt in der Werkstatt SRO in Marzahn-Hellersdorf und zukünftig auch in Lichtenberg mit. Bestenfalls werden andere Werkstätten SRO durch das Projekt in der Gründung unterstützt. In der Werkstatt SRO in der SenASGIVA war das Projekt mehrfach Gast. 

· Kurzer Bericht zum Stand der Reform-Diskussion zur Eingliederungshilfe auf Bundesebene aus Perspektive des Landes. 
· Dieses Thema wird aufgrund der fortgeschrittenen Zeit vertagt auf die nächste Sitzung.
· AG KJHG 
· [bookmark: _Hlk237011414]Herr Hilke berichtet zum Stand der Änderung des AG KJHG. Auf Grund eines Änderungsantrages der Koalition im Bildungsausschuss des Abgeordnetenhauses ist die Aufnahme einer Regelung für die Verfahrenslotsen in das AG KJHG aufgenommen worden. Das heißt, auch unabhängig davon, ob die bestehende Regelung zu den Verfahrenslotsen im SGB VIII als Bundesrecht entfristet wird, sind damit die Verfahrenslotsen bereits im Landesrecht gesichert.
· KJHG Strukturreformgesetz 
· Herr Hilke teilt mit, dass weiterhin unklar ist, ob das Gesetz kommt und in welcher Form.
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